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A. Bericht des Abgeordneten Bühler 


Einleitung 

Der Bundestag hat den von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur allgemei- 
nen Einführung eines zweiten Rechtszuges in Staats- 
schutz-Strafsachen — Drucksache V/4086 — und den 
von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines . . . Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 96) — Drucksache V/4085 — in seiner 229. 
Sitzung am 25. April 1969 in erster Lesung beraten. 
Der Gesetzentwurf — Drucksache V/4086 — wurde 
an den Sonderausschuß für die Strafrechtsreform, der 
Gesetzentwurf zu Artikel 96 an den Rechtsausschuß 
(federführend) und an den Sonderausschuß für die 
Strafrechtsreform (mitberatend) überwiesen. Der 
Sonderausschuß hat beide Gesetzentwürfe in seiner 
146. und 147. Sitzung den Gesetzentwurf Drucksache 
\74086 außerdem in seiner 149. Sitzung beraten. Der 
Gesetzentwurf zu Artikel 96 des Grundgesetzes ent- 
hält die verfassungsrechtliche Grundlage für den in 
diesem Bericht erläuterten Gesetzentwurf V/4085. 
Letzterer wird deshalb in folgendem als „Ausfüh- 
rungsgesetzentwurf" bezeichnet. 

Der Ausführungsgesetzentwurf trägt einem Ent- 
schließungsantrag Rechnung, den der Bundestag in 
seiner 177. Sitzung am 29. Mai 1968 bei der dritten 
Beratung des von der Fraktion der SPD einge- 
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Strafgesetzbuches — Drucksache V/102 — und des 
von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Achten Strafrechtsänderungsgesetzes — Druck- 
sache V/898 — einstimmig verabschiedet hat. In dem 
Entschließungsantrag wird die Bundesregierung 
unter B II. 2 (Seite 36 der Drucksache V/2860) u. a. 
ersucht, einen Gesetzentwurf zur Einführung einer 
zweiten Instanz für alle Staatsschutz-Strafsachen so 
rechtzeitig vorzulegen, daß er noch in dieser Wahl- 
periode verabschiedet werden kann. 


Der Ausführungsgesetzentwurf sieht die Über- 
tragung der bisherigen erstinstanzlichen Zuständig- 
keit des Bundesgerichtshofes in Staatsschutzstraf- 
sachen auf diejenigen Oberlandesgerichte vor, in 
deren Bezirk die Landesregierungen ihren Sitz 
haben. Die den Ländern übertragene Zuständigkeit 
bleibt auf Grund der in dem Gesetzentwurf V/4085 
vorgesehenen Grundgesetzergänzung materiell Ge- 
richtsbarkeit des Bundes für deren Ausübung Ge- 
richte der Länder im Wege der Organleihe in An- 
spruch genommen werden. Der Ausführungsgesetz- 
entwurf stellt sicher, daß die bisherige zentrale Er- 
mittlungstätigkeit des Generalbundesanwalts nicht 
beeinträchtigt wird, dieser auch bei den Oberlandes- 
gerichten, soweit sie Bundesgerichtsbarkeit ausüben, 
auftreten kann und daß die Gnadenzuständigkeit 
des Bundespräsidenten (Artikel 60 Abs. 2 GG) im 
seitherigen Umfange aufrechterhalten bleibt. 

Die Änderungsvorschläge des Bundesrates wurden 
bei den Beratungen berücksichtigt, soweit sie nicht 
auf der grundsätzlichen Ablehnung des neuen Insti- 
tuts der Organleihe durch den Bundesrat und dessen 
abweichendem Fassungsvorschlag zu Artikel 96 
Abs. 5 des Grundgesetzes beruhen. Die in den Aus- 
schußberatungen des Bundesrates im Zusammen- 
hang mit der Kostenlastregeiung in Artikel 2 Nr. 18 
aufgetauchten Bedenken werden durch den vom 
Sonderausschuß neu vorgeschlagenen Artikel 3 aus- 
geräumt, wonach die Länder Erstattung der von 
ihnen zu tragenden Verfahrenskosten und Auslagen 
von Verfahrensbeteiligten sowie der von ihnen zu 
leistenden Entschädigungen verlangen können. 

Dem Bund werden dadurch voraussichtlich keine 
Mehrkosten entstehen, weil er auch schon bisher für 
die genannten Kosten aufkommen mußte. 


Druck; Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Püstlacb 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Begründung zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 — Änderung des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes — 

Zu Nummer 1 (§ 24 GVG) 

Die Fassung der Nummer 1 entspricht unverändert 
der Regierungsvorlage. Die Änderung des Wort- 
lautes des § 24 GVG trägt der Übertragung der erst- 
instanzlichen Zuständigkeit vom Bundesgerichtshof 
auf die Oberlandesgerichte Rechnung. Der in Num- 
mer 1 Buchstabe b geänderte § 24 Äbs. 1 Nr. 3 
kommt mit dem Inkrafttreten des Ärtikels 10 Num- 
mer 1 des 1. StrRG (Drucksache V/4094) am 1. Äpril 
1970 in Wegfall. Der durch Ärtikel 10 Nr. 1 des 
1. StrRG neugefaßte § 24 Abs. 1 Nr. 2 GVG wird 
durch Artikel 4 Nr. 1 Buchstabe a des Äusführungs- 
gesetzentwurfs an die Übertragung der erstinstanz- 
lichen Zuständigkeit mit Wirkung ab Inkrafttreten 
des 1. StrRG angepaßt. 

Zu Nummer I a (§ 61 Äbs. 2 GVG) 

Die neu eingefügte Nummer l a sieht in § 61 
Abs. 2 GVG vor, daß künftig Untersuchungsrichter 
bei den Landgerichten nicht mehr von den Präsiden- 
ten, sondern von den Präsidien der Gerichte be- 
stimmt werden. Das Präsidium des Landgerichts ent- 
scheidet gemäß §§ 63, 64 über die Geschäftsvertei- 
lung, die Besetzung der einzelnen Kammern und 
über die regelmäßigen Vertreter der Kammermit- 
glieder. Nach Ansicht des Sonderausschusses ist es 
folgerichtig, auch die Bestellung des Untersuchungs- 
richters dem Präsidium zu übertragen. 

Eine entsprechende Regelung schlägt der Sonder- 
ausschuß für die Untersuchungsrichter bei den Ober- 
landesgerichten in Artikel 2 Nr. 8 (§ 186 StPO) und 
die Ermittlungsrichter des BGH sowie der Oberlan- 
desgerichte in Artikel 2 Nr. 5 {§ 168 a StPO) vor. 

Zu Nummer 2 (§ 74 Abs. 1 GVG) 

Die Änderung des Wortlauts in § 74 Abs. l Satz 1 
GVG berücksichtigt die Übertragung der erstinstanz- 
lichen Zuständigkeit vom Bundesgerichtshof auf die 
Oberlandesgerichte. Der Sonderausschuß hat erwo- 
gen, § 74 Abs. l Satz 1 auszuformulieren und in 
Satz 2 die unrichtige Verweisung „(§ 24 Nr. 2, 3)" 
durch die Verweisung „(§ 24 Abs, 1 Nr. 2, 3)" zu 
ersetzen. Er hat jedoch von einer derartigen Ände- 
rung abgesehen, weil der Sinn der Änderung in § 74 
Abs. 1 Satz 1 GVG in der Fassung der Regierungs- 
vorlage deutlicher zum Ausdruck kommt und Arti- 
kel 10 Nr. 5 des 1. StrRG mit Wirkung ab 1. April 
1970 folgende Änderung des § 74 Abs. 1 Satz 2 vor- 
sieht: 

,5. In § 74 Abs. 1 wird die Verweisung „(§ 24 Nr. 2, 
3)" durch die Verweisung „(§ 24 Abs. 1 Nr. 2)" 
ersetzt.' 

Nach Ansicht des Sonderausschusses ist es rich- 
tiger, noch bis zum 1. April 1970 den unrichtigen 
Klammertext stehenzulassen, als in Kauf zu neh- 
men, daß das 1. StrRG zum Zeitpunkt seines In- 
krafttretens an einen überholten Gesetzeswortlaut 
anknüpft. 


Zu Nummer 3 (§ 74 a GVG) 

Die Änderung des Wortlauts in § 74 a Abs. 1 in 
Buchstabe a entspricht dem Regierungsvorschlag. Sie 
stellt klar, daß der sachliche Inhalt der Vorschrift 
über die Zuständigkeit der Staatsschutz-Strafkam- 
mern unberührt bleibt und beugt dem Mißverständ- 
nis vor, die Zuständigkeit der Staatsschutz-Straf- 
kainmer werde über den geltenden Rechtszustand 
hinaus in Anlehnung an die Regelung des § 120 GVG 
i. d. F. des Artikels 1 Nr. 4 konzentriert. Das im Son- 
derausschuß erörterte grundlegende Problem einer 
etwaigen Abschaffung der Staatsschutz-Strafkam- 
mern kann im Zusammenhang mit einem weiteren 
Gesetzentwurf gelöst werden, um dessen Vorlage 
der Bundestag die Bundesregierung in einem beson- 
deren Entschließungsantrag in der 177. Sitzung vom 
29. Mai 1968 (Seite 36 der Drucksache V/2860) er- 
sucht hat. 

Die Änderung des § 74 a Abs. 2 in Buchstabe b 
wurde unverändert aus der Regierungsvorlage über- 
nommen. Sie berücksichtigt den Wegfall des § 134 a 
GVG und die Tatsache, daß eine § 134 a Abs. 2 und 3 
entsprechende Regelung jetzt in § 142 a GVG i. d. F. 
des Artikels 1 Nr. 8 sowie in § 120 Abs. 2 Satz 2 
GVG i. d. F. des Artikels 1 Nr. 4 getroffen wird. 

Zu Nummer 4 (§ 120 GVG) 

Nummer 4 enthält die für die Neuregelung grund- 
legende Vorschrift im Bereich der gerichtlichen Zu- 
ständigkeit. Sie schafft die Voraussetzung für die 
gerichtliche Nachprüfbarkeit der bisher nicht an- 
fechtbaren Urteile und sonstigen Entscheidungen in 
Staatsschutz-Strafsachen. Dies geschieht durch die 
Übertragung der bisherigen erstinstanzlichen Zu- 
ständigkeit des Bundesgerichtshofes (§ 134 GVG) auf 
Oberlandesgerichte. Nach der Neuregelung überneh- 
men die Oberlandesgerichte die bisherige erstin- 
stanzliche Zuständigkeit des Bundesgerichtshofes, 
haben also nicht mehr eine lediglich abgeleitete Zu- 
ständigkeit für solche Fälle, in denen der General- 
bundesanwalt eine Sache an die Landesstaatsanwalt- 
schaft abgibt oder der Bundesgerichtshof sie dem 
Oberlandesgericht überweist. 

Der Entwurf konzentriert diese erstinstanzliche 
Zuständigkeit auf bestimmte Oberlandesgerichte, 
und zwar in der Weise, daß jeweils das Oberlandes- 
gericht, in dessen Bezirk die Landesregierung ihren 
Sitz hat, für das Gebiet des ganzen Landes zuständig 
ist. Die Gründe für diese Konzentration sind die 
gleichen, die für die entsprechende Konzentration 
auf Landgerichtsebene (§ 74 a GVG) maßgebend sind. 
Es soll erreicht werden, daß Gerichte zur Verfügung 
stehen, die in den schwierigen tatsächlichen und 
rechtlichen Fragen des Staatsschutz-Strafrechtes eine 
genügende eigene Erfahrung und einen hinreichen- 
den Überblick besitzen. 

Absatz 1 des neuen § 120 GVG übernimmt in 
seinen Nummern 1 bis 7 den bisherigen Katalog für 
die Zuständigkeit des Bundesgerichtshofes aus § 134 
Abs. 1 Nr. 1 bis 7 GVG. Dieser Katalog wurde in 
der Nummer 3 ergänzt durch die dort genannten 
Straftaten nach dem Patentgesetz und dem Ge- 
brauchsmustergesetz. Diese Taten richten sich, wie 
etwa der Landesverrat und das Offenbaren von 
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Staatsgeheimnissen, ebenfalls gegen Staatsgeheim- 
nisse. Wenn dafür bisher gleichwohl die allgemeine 
Zuständigkeit maßgebend war, so stellte dies eine 
Ungereimtheit dar, die aus Anlaß der Neuregelung 
bereinigt wird. 

Absatz 2 Satz 1 übernimmt aus dem bisherigen 
§ 134 GVG dessen Absatz 2. Demgemäß sind die 
Oberlandesgerichte künftig auch für die in § 74 a 
Abs. 1 GVG bezeichneten Straftaten zuständig, wenn 
der Generalbundesanwalt wegen der besonderen 
Bedeutung des Falles die Verfolgung gemäß § 74 a 
Abs. 2 GVG übernommen hat. Die Eingangsworte 
in Absatz 2 („Diese Oberlandesgerichte") stellen 
klar, daß auch hier nur die in Absatz 1 genannten 
Oberlandesgerichte gemeint sind. Satz 2 des Absat- 
zes 2 übernimmt der Sache nach die bisherige Rege- , 
lung des § 134 a Abs. 3 GVG, und zwar insoweit, 
als bisher der Bundesgerichtshof eine Sache bei der 
Eröffnung des Hauptverfahrens auch an das Land- 
gericht überweisen konnte. Die Neuregelung stellt 
dabei klar, daß diese Verweisung durch das Ober- 
landesgericht an das Landgericht zur Voraussetzung 
hat, daß eine besondere Bedeutung des Falles nicht 
oder nicht mehr vorliegt. 

Absatz 3 Satz 1 übernimmt die bisherige Regelung 
des § 134 Abs. 3 Satz 1 GVG und überträgt auf die 
zuständigen Oberlandesgerichte auch die in § 73 
Abs. 1 GVG bezeichneten Entscheidungen, d. h. ins- 
besondere die Entscheidungen über die Vorunter- i 
suchung sowie die Entscheidungen über Beschwerden ' 
gegen Verfügungen des Untersuchungsrichters und 
des Amtsrichters. Absatz 3 Satz 2 übernimmt die im 
geltenden Recht in § 134 Abs. 3 Satz 2 GVG getrof- 
fene Regelung und bestimmt, daß die in Absatz 1 j 
bezeichneten Oberlandesgerichte auch über die 
Beschwerden gegen Verfügungen der Ermittlungs- | 
lichter der Oberlandesgerichte zu entscheiden haben. | 

Absatz 4 bestimmt, daß diese Oberlandesgerichte | 
auch zuständig sind als Beschwerdegerichte gegen- ! 
über den Staalsschutz-Strafkammern (§ 74 a GVG). | 
Auch diese Konzentration ist gegenüber dem gelten- 
den Recht neu. ! 

Absatz 5 Satz 1 übernimmt die in § 120 Abs. 2 
Satz 1 GVG enthaltene Regelung, wonach für den 
Gerichtsstand die allgemeinen Vorschriften gelten. 
Satz 2 gibt den Ländern in Übereinstimmung mit 
der geltenden Regelung des § 120 Abs. 2 Satz 3 die 
Möglichkeit, die den Oberlandesgerichten nach § 120 
Abs. 1 bis 4 des Entwurfs zugewiesenen Aufgaben 
durch Vereinbarung einem Oberlandesgericht auch 
für das Gebiet eines anderen Landes — oder für das 
Gebiet mehrerer Länder — zu übertragen, um eine 
wünschenswerte weitere Konzentration zu erzielen. 

Absatz 6 stellt klar, daß die Oberlandesgerichte 
des neuen § 120 GVG Gerichtsbarkeit des Bundes 
nach Artikel 96 Abs. 5 des Grundgesetzes ausüben, 
und zwar insoweit, als nach dem neuen § 142 a des 
Gerichtsverfassungsgesetzes für die Verfolgung die 
Zuständigkeit des Bundes begründet ist. 

Zu Nummer 4 a (§ 130 Abs. 2 GVG) 

Der Bundesminister der Justiz ist nach der bis- 
herigen Regelung befugt, Zivil- und Strafsenate auch 


außerhalb des Sitzes des Bundesgerichtshofes zu 
bilden. Nach Ansicht des Ausschusses besteht ein 
Bedürfnis für eine entsprechende Regelung für den 
Dienstsitz des Ermittlungsrichters beim Bundes- 
gerichtshof. Der Bundesminister der Justiz wird des- 
halb durch den geänderten § 130 Abs. 2 GVG er- 
mächtigt, die Dienstsitze der Ermittlungsrichter beim 
Bundesgerichtshof — auch außerhalb Karlsruhe — 
zu bestimmen. 

Zu Nummer 5 

Die Streichung der §§ 134, 134 a folgt aus dem 
Wegfall der bisherigen erstinstanzlichen Zuständig- 
keit des Bundesgerichthofes. Der sachliche Inhalt 
der Bestimmungen ist in anderen Vorschriften 
übernommen worden, insbesondere in § 120 GVG 
i. d. F. von Artikel 1 Nr. 4. 

Zu Nummer 6 (§ 135 GVG) 

Die Neufassung des § 135 GVG entspricht dem 
Regierungsentwurf. Sie begründet die Zuständig- 
keit des Bundesgerichtshofes in Absatz 1 für die 
Verhandlung und Entscheidung über das Rechtsmittel 
der Revision gegen die Urteile der Oberlandes- 
gerichte im ersten Rechtszug und in Absatz 2 in 
Beschwerdesachen. Die Einfügung der Worte „und 
Verfügungen" berücksichtigt, daß die Beschwerde 
auch gegen solche Entscheidungen zulässig ist. Die 
in dem durch Artikel 1 Nr. 5 gestrichenen § 134 
Abs. 3 Satz 2 GVG bisher vorgesehene Zuständig- 
keit des BGH für die Entscheidung über Verfügun- 
gen des Ermittlungsrichters des BGH wird wegen 
des engen Sachzusammenhangs in § 135 Abs. 2 der 
Neufassung mit geregelt. 

Zu Nummer 7 (§ 139 Abs. 2 GVG) 

Die Vorschrift über die Besetzung der Strafsenate 
beim BGH wurde unverändert aus der Regierungs- 
vorlage übernommen. 

Zu Nummer 8 (§ 142 a GVG) 

Der vom Sonderausschuß geänderte § 142 a GVG 
soll sicherstellen, daß die bisherige zentrale Ermitt- 
lungszuständigkeit des Generalbundesanwalts nicht 
beeinträchigt wird und dieser auch bei den Ober- 
landesgerichten, soweit sie Gerichtsbarkeit des 
Bundes ausüben, auftreten kann. 

Absatz 1 knüpft an den Fassungsvorschlag des 
j Bundesrates an. Die von der Regierungsvorlage ab- 
I weichende Fassung verdeutlicht, daß nicht nur die 
! Strafverfolgung, sondern auch die Strafvollstreckung 
in die Zuständigkeit des Generalbundesanwalts fal- 
len soll. Die gegenüber der Stellungnahme des 
Bundesrates leicht veränderte Ausschußfassung, ins- 
besondere die Umstellung des Wortes „auch" soll 
den Zusammenhang mit § 142 GVG stärker hervor- 
heben. Außerdem soll sie den Gesichtspunkt der 
Organleihe besser zum Ausdruck bringen und darauf 
hinweisen, daß der Generalbundesanwalt das Amt 
der Staatsanwaltschaft auch bei den Gerichten wahr- 
nimmt, die eine bisher dem Bundesgerichtshof über- 
tragene Gerichtsbarkeit des Bundes ausüben. 

Absatz 2 (erster Teiisatz) entspricht dem Vor- 
schlag des Bundesrates. Die Streichung der Worte 
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„zur weiteren Verfolgung" verdeutlicht wie die 
Änderung des Absatzes 1, daß nicht nur die Straf- 
verfolgung, sondern auch die Strafvollstreckung ge- 
meint ist. Die Einführung der Worte „vor Einrei- 
chung einer Anklageschrift oder einer Antrags- 
schrift (§ 440 der Strafprozeßordnung)" trägt dem 
Anliegen des Bundesrates Rechnung, einen bestimm- 
ten Endzeitpunkt für die Abgabe des Verfahrens an 
die Landesstaatsanwaltschaft vorzusehen. 

Die Streichung der Worte „§ 96 Abs. 2, § 97 b in 
Verbindung mit § 96 Abs. 2 nach den" trägt dem 
Umstand Rechnung, daß es im frühen Ermittlungs- 
stadium oft erhebliche Schwierigkeiten bereiten 
kann, auf Grund der subjektiven Tatseite abzugren- 
zen, ob ein Ausspähungsfall nach § 96 Abs. 1 oder 2 
StGB vorliegt. Die Regierungsvorlage sieht eine 
Abgabe an die Landesstaatsanwaltschaft in den Fäl- 
len des § 96 Abs. 2 StGB, nicht in denen des § 96 
Abs. 1 StGB vor. Die Fassung des Sonderausschusses 
beläßt es deshalb auch in den Verfahren, die Straf- 
taten nach § 96 Abs. 2 StGB und nach § 97 b i. V. m. 

§ 96 Abs. 2 StGB zum Gegenstand haben, bei der 
Zuständigkeit des Generalbundesanwalts. In Sachen 
von geringerer Bedeutung kann das Verfahren nach 
dem neuen § 142 a Abs. 2 Nr. 2 GVG an die Landes- 
staatsanwaltschaft abgegeben werden. 

Der Katalog in Absatz 2 Nr. 2 und 3 und die Ab- 
sätze 3 und 4 entsprechen unverändert der Regie- 
rungsvorlage. 

Zu Nummer 9 (§ 166 GVG) 

übereinstimmend mit der Bundesregierung ist der 
Sonderausschuß der Ansicht, daß die zuständigen 
Untersuchungsrichter der Oberlandesgerichte sowie 
die Ermittlungsrichter in den Fällen des § 168 a 
StPO i. d. F. von Artikel 2 Nr. 5 auch ohne die sonst 
nach § 166 des geltenden Rechts notwendige Zu- 
stimmung des örtlich zuständigen Amtsgerichts 
Amtshandlungen außerhalb ihres Bezirks vorneh- 
men können. Eine derartige Erweiterung der Befug- 
nisse ist geboten, um ein sofortiges und damit wirk- 
sames Tätigwerden dieser Richter sicherzustellen. 

Zu Artikel 2 — Änderung der Strafprozeßordnung 

Die in den Nummern 1 bis 4, 7, 9 bis 15, 17, l8 
vorgesehenen Änderungen der Strafprozeßordnung 
entsprechen der Regierungsvorlage. Die Vorschläge 
des Regierungsentwurfs in den Nummern 5, 6, 8 
wurden sachlich geändert, die in Nummer 16 vor- 
gesehene Neufassung des § 452 StPO wurde in 
ihrem Wortlaut berichtigt. 

Zu Nummer 1 (§ 121 Abs. 4 StPO) 

Satz 1 der Neufassung sieht die in § 120 Abs. 4 
GVG vorgesehene Zuständigkeitskonzentration des 
für Staatsschutzstrafsachen vorgesehenen Ober- 
landesgerichts in Beschwerdesachen auch für die 
obergerichtliche Entscheidung bei einer sechs Mo- 
nate übersteigenden Dauer der Untersuchungshaft 
vor. I 

Satz 2 begründet für die zur erstinstanzlichen Zu- 
ständigkeit des Oberlandesgerichts gehörenden 
Haftsachen die Kompetenz des Bundesgerichtshofes. 


Der Neufassung liegt der duch in § 121 Abs. 2 und 4 
des geltenden Rechts zum Ausdruck kommende Ge- 
danke zugrunde, daß die Prüfung durch ein höheres 
Gericht die beste Gewähr für eine Abkürzung der 
Haftdauer darstellt. Die für Satz 2 vorgeschlagene 
Regelung steht in Übereinstimmung mit dem neuen 
§ 304 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 StPO i. V. m. § 135 Abs. 2 
GVG i. d. F. des Artikels 1 Nr. 6, wonach der 
Bundesgerichtshof auch in den Fällen einer Haft- 
beschwerde gegen einen Haftbefehl eines Ober- 
landesgerichts entscheidet. 

Zu Nummer 2 (§ 122 Abs. 1, 7 StPO) 

Die in Buchstabe a vorgeschlagene Änderung des 
§ 122 Abs. 1 StPO berücksichtigt, daß nach der Neu- 
fassung des § 121 Abs. 4 StPO in der Nummer 1 
eine Aktenvorlage nicht mehr nur der Amts- und 
Landgerichte in Betracht kommt, sondern daß auch 
die Oberlandesgerichte die Akten — • an den Bundes- 
gerichtshof — vorlegen müssen. 

Der in Buchstabe b vorgesehene neue Absatz 7 
soll lediglich klarstellen, daß der Bundesgerichtshof 
an die Stelle des Oberlandesgerichts tritt, wenn er 
zur Entscheidung zuständig ist. 

Zu Nummer 3 (§ 140 Abs. 1 Nr. 1 StPO) 

Die Streichung der Worte „dem Bundesgerichts- 
hof", folgt aus dem Wegfall der erstinstanzlichen 
Zuständigkeit des Bundesgerichtshofes. 

Zu Nummer 4 (§§ 153 b bis 153 d StPO) 

Der Vorschlag in Buchstabe a paßt die § 153 b 
Abs. 4, § 153 c Abs. 1, § 153 d Abs. 1 StPO in ihrem 
Wortlaut an die durch die Übertragung der erst- 
instanzlichen Zuständigkeit in Staatsschutz-Straf- 
sachen auf die Oberlandesgerichte bedingte Strei- 
chung des § 134 GVG und Neufassung des § 120 
GVG an. 

Die in den Buchstaben b und c vorgesehenen Än- 
derungen des § 153 d StPO bewirken, daß die für 
erstinstanzliche Staatsschutz-Strafsachen vorgese- 
henen Oberlandesgerichte künftig auch in den Fäl- 
len des Absehens von Strafe bei tätiger Reue bei 
den dort genannten Staatsschutzdelikten an die 
Stelle des Bundesgerichtshofes treten. Der Sonder- 
ausschuß war sich bei dieser Regelung bewußt, daß 
der Gesichtspunkt der Einheitlichkeit der Recht- 
sprechung eher dafür gesprochen hätte, es hier bei 
der Zuständigkeit des Bundesgerichtshofes zu be- 
lassen. Denn es besteht ein innerer Zusammenhang 
hinsichtlich der Beurteilung und Bewertung bei den 
nicht sehr zahlreichen Fällen eines Absehens von 
Strafe nach § 153 d StPO. Der Sonderausschuß hat 
aber der systematisch klareren Lösung des Regie- 
rungsentwurfs den Vorzug gegeben, weil sie die 
Übertragung der erstinstanzlichen Zuständigkeit in 
Staatsschutz-Strafsachen auf die Oberlandesgerichte 
folgerichtig durchführt. Nach Ansicht der Ausschuß- 
mitglieder erscheint es sachgemäß, auch solche Ent- 
scheidungen, die regelmäßig eine Würdigung der 
Persönlichkeit des Täters verlangen, dem sonst für 
alle tatrichterlichen Entscheidungen zuständigen 
Oberlandesgericht zuzuweisen. 
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Zü Nainnwr 5 (§ Ibö a StPO) 

Die Neuregelung behält die Binrichtung der be- 
sonderen Ermittlungsrichter in Staatsschutz-Straf- 
sachen bei. Diese soll sicherstellen, daß für die im 
Vorverfahren erforderlichen richterlichen Handlun- 
gen, wie den Erlaß von Haftbefehlen oder von Be- 
schlagnahme-Anordnungen, besonders befähigte 
und erfahrene Richter vorhanden sind. Nach der 
bisherigen Regelung waren diese Ermittlungsrichter 
stets solche des Bundesgerichtshofes {§ 168 a StPO 
in der geltenden Fassung). Nach der Neuregelung 
sind diese zentralen Ermittlungsrichter des Bundes- 
gerichtshofes jedoch gemäß Absatz 1 Satz 2 nur 
noch insoweit zuständig, als der Generalbundesan- 
walt die Ermittlungen führt. Hat der Generalbun- 
desanwalt eine Sache an die Landesstaatsanwalt- 
schaft abgegeben (vgl. § 142 a GVG i. d. F. des Ent- 
wurfs), so tritt nach Satz 1 des Absatzes 1 an die 
Stelle des Ermittlungsrichters des Bundesgerichts- 
hofes der Ermittlungsrichter des zuständigen Ober- 
landesgerichts. 

Zu Absatz 2 hat sich der Sonderausschuß der Auf- 
fassung der Regierungsvorlage angeschlossen, daß 
die Bedeutung des Amtes eines Ermittlungsrichters 
in Staatsschutz-Strafsachen für die Allgemeinheit 
wie auch für den einzelnen eine besondere Qualifi- 
kation und eine herausgehobene Autorität des 
Amtes verlangen. Daher wurde die bisherige Rege- 
lung nicht beibehalten, daß schlechthin jeder Richter 
zum Ermittlungsrichter berufen werden kann, ohne 
Rücksicht darauf, welches Richteramt er innehat. 
Künftig müssen die Ermittlungsrichter beim Bundes- 
gerichtshof Mitglieder des Bundesgerichtshofs sein 
(Satz 2) und bei den Oberlandesgerichten Mitglieder 
dieses Oberlandesgerichts oder eines Oberlandes- 
gerichts, das in dem Bezirk des § 120 GVG i. d. F. 
des Entwurfs seinen Sitz hat (Satz 1). Die vom Aus- 
schuß zu Absatz 2 in Abweichung von der Regie- 
rungsvorlage beschlossene Fassung macht deutlich, 
daß diese Voraussetzungen zwingend sind. Diese 
Klarstellung erschien dem Ausschuß angesichts der 
abweichenden bisherigen Regelung geboten, die 
insbesondere auch die Bestellung von Richtern ge- 
stattete, die lediglich vorübergehend an den Bun- 
desgerichtshof abgeordnet waren. Der Sonderaus- 
schuß ist auch zu der Auffassung gelangt, daß die 
Gründe, die dafür sprechen, zu Ermittlungsrichtern 
des Bundesgerichtshofes künftig nur noch Mitglie- 
der dieses Gerichtes zu bestellen, entsprechend für 
die Ermittlungsrichter der Oberlandesgerichte gel- 
ten (vgl. § 168 Abs. 2 Satz 1 StPO des Entwurfs). 
Der Sonderausschuß vermochte sich somit in Über- 
einstimmung mit der Auffassung der Bundesregie- 
rung der Meinung des Bundesrates nicht anzu- 
schließen, daß insoweit eine abweichende Regelung 
gerechtfertigt und vorzuziehen sei. 

Absatz 3 regelt die Bestellung der Ermittlungs- 
richter. Er bestimmt für den Bundesgerichtshof und 
für die Oberlandesgerichte, daß sie durch das Präsi- 
dium des zuständigen Gerichtes bestellt werden. 
Der Regierungsentwurf sah — in Übereinstimmung 
mit dem geltenden Recht für die Ermittlungsrichter 
des Bundesgerichtshofes — die Bestellung durch 
den Präsidenten des Gerichtes vor. Die Ausschuß- 
fassung überträgt diese Zuständigkeit auf die Präsi- 


dien der Gerichte. Eine solche Regelung entspricht 
nach Auffassung des Ausschusses besser dem Um- 
stand, daß auch die Bestellung von Ermittlungs- 
. richtern eines Gerichtes einen Akt der richterlichen 
Selbstverwaltung und der Geschäftsverteilung dar- 
stellt. Eine Ausnahme von dem Grundsatz, daß die 
Geschäftsverteilung eines Gerichtes vom Präsidium 
vorgenommen wird und nicht vom Präsidenten, er- 
scheint dem Ausschuß weder sachgerecht noch ge- 
boten. Daß die Präsidien der zuständigen Gerichte 
die Ermittlungsrichter bestellen, besagt, daß die 
Bestellung beim Bundesgerichtshof durch dessen Prä- 
j sidium und bei den Oberlandesgerichten jeweils 
durch das Präsidium erfolgt, das gemäß § 120 GVG 
i. d. F. des Entwurfs für Staatsschutz-Strafsachen 
zuständig ist. Satz 2 bestimmt, daß den zuständigen 
Präsidien auch die Verteilung der Geschäfte der 
Ermittlungsrichter für die Dauer eines Geschäfts- 
jahres obliegt. 

Absatz 4 bringt für den Ermittlungsrichter des 
Oberlandesgerichtes die Klarstellung, daß in den 
Sachen, in denen er örtlich zuständig ist, die Wirk- 
samkeit seiner Anordnungen nicht auf den Bezirk, 

. bei dem er bestellt wurde, beschränkt ist. 

Zu Nummer 6 (§ 172 Abs. 4 StPO) 

Satz 1 der Vorschrift wurde abweichend von dem 
Regierungsentwurf ausformuliert, damit der Inhalt 
, der Bestimmung über die gerichtliche Zuständigkeit 
im Klageerzwingungsverfahren deutlicher zum Aus- 
druck kommt und sich der neu eingefügte Satz 2 
besser anschließt. Der Wegfall der Worte der 
Bundesgerichtshof entscheidet in den Sachen, die 
zu seiner Zuständigkeit im ersten Rechtszug gehö- 
ren" in Satz 1 folgt aus der Beseitigung der erst- 
instanzlichen Zuständigkeit des Bundesgerichtshofes. 

Der neue Satz 2 entspricht dem Vorschlag des 
Bundesrates. Er schließt jeden Zweifel daran aus, daß 
im Klageerzwingungsverfahren in Staatsschutz- 
; Sachen das nach dem neuen § 120 GVG zuständige 
i Oberlandesgericht über den Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung zu befinden hat. 
i 

I Zu Nummer 7 (§ 178 Abs. 1 Satz 1 und 2 StPO) 

Die Neufassung paßt den Wortlaut der Vorschrift 
an den Wegfall der erstinstanzlichen Zuständigkeit 
des Bundesgerichtshofes an. Sie beseitigt darüber 
I hinaus die bisherige unterschiedliche Behandlung 
der erstinstanzlichen Strafsachen des Bundes- 
gerichtshofes und des Oberlandesgerichts in Satz 1 
und der zur Zuständigkeit der Schwurgerichte ge- 
hörenden Sachen in Satz 2. Denn nach der allge- 
meinen Einführung einer zweiten Instanz in Staats- 
schutz-Strafsachen besteht kein Bedürfnis für eine 
zwingend anzuordnende Voruntersuchung in all 
diesen Strafsachen, was in einfach gelagerten Fällen 
nur zu einer vermeidbaren Verzögerung des Verfah- 
i rens führt. Es reicht aus, daß der Angeschuldigte 
die Voruntersuchung durch einen Antrag nach § 178 
I Abs. 1 Satz 3 StPO erzwingen kann. 

Zu Nummer 8 (§ 186 StPO) 

übereinstimmend mit der Bundesregierung ist der 
I Sonderausschuß der Ansicht, daß ein Bedürfnis für 
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die Beibehaltung des Untersuchungsrichters beim j 
Bundesgerichtshof nach dem Wegfall der erstinstanz* | 
liehen Zuständigkeit im Gegensatz zum Ermittlungs- 
richter nicht mehr besteht. Der neu gefaßte § 186 
StPO sieht deshalb nur noch Untersuchungsrichter 
bei den für erstinstanzliche Staatsschutz-Strafsachen | 
zuständigen Oberlandesgerichten vor. I 

Nach Absatz 1 werden die Untersuchungsrichter 
abweichend von dem Vorschlag des Regierungs- 
entwurfs nicht mehr vom Präsidenten, sondern vom 
Präsidium gewählt. Eine entsprechende Regelung 
sehen die vorgeschlagenen Änderungen der § 61 
Abs. 2 GVG, § 168 a Abs. 3 StPO für die Unter- 
suchungsrichter bei den Landgerichten und die Er- 
mittlungsrichter beim Bundesgerichtshof und bei 
den Oberlandesgerichten vor. Das Präsidium ent- , 
scheidet nach § 117 GVG i. V. m. §§ 63, 64 GVG 
über die Geschäftsverteilung, über die Besetzung 
der einzelnen Senate und über die regelmäßigen 
Vertreter der Senatsmitglieder. Nach übereinstim- 
mender Ansicht der Ausschußmitglieder ist es sach- 
gemäß, die Bestimmung des Untersuchungsrichters 
auch beim Oberlandesgericht dem Präsidium zu über- 
tragen. 

Die Neufassung des Absatzes 2 entspricht dem 
Vorschlag des Bundesrates. Sie folgt aus der Ände- 
rung des § 168 a Abs. 2 Satz 1 StPO in Artikel 2 ! 
Nr. 5. Von einer Ersetzung der Worte „kann jedes" 
durch „werden" und der Verwendung des Plurals 
wurde jedoch abgesehen, weil hierfür im Gegensatz 
zu § 168 a Abs. 2 Satz 1 StPO keine aus sprachlichen 
Gründen gebotene zwingende Notwendigkeit be- 
steht. 

Zu den Nummern 9 und 10 (§ 198 Abs. 1, § 209 

Abs. 1 StPO) 

Die Vorschriften wurden in ihrem Wortlaut an 
den Wegfall der erstinstanzlichen Zuständigkeit 
des Bundesgerichtshofes angepaßt. 

Zu Nummer 11 (§210 Abs. 3 Satz 2 StPO) ; 

Der neu eingefügte Satz 2 gibt dem Bundes- ' 
gerichtshof die Befugnis, in Beschwerdesachen nach ^ 
§ 210 Abs. 2 StPO zu bestimmen, daß die Hauptver- ' 
handlung vor einem anderen Senat desselben Ober- ! 
landesgerichts, das im ersten Rechtszuge entschie- 
den hat, stattfinden muß. Die Zurückverweisung an 
ein Oberlandesgericht eines anderen Landes soll in 
Anlehnung an die entsprechende Regelung in § 210 | 
Abs. 3 Satz 1 und in § 354 Abs. 2 StPO nicht vor- | 
gesehen werden. j 

Zu Nummer 12 (§ 304 Abs. 4 StPO) i 

§ 304 Abs. 4 Satz 1 und Satz 2 (erster Teilsatz) ^ 
entsprechen sachlich dem geltenden Recht. Der 
Sonderausschuß geht übereinstimmend mit dem Re- 
gierungsentwurf davon aus, daß Beschlüsse und | 
Verfügungen des Bundesgerichtshofes und der Ober- | 
landesgerichte in Strafsachen grundsätzlich unan- ; 
fechtbar sind. j 

Nach der Übertragung der erstinstanzlichen Zu- | 

ständigkeit des Bundesgerichtshofs auf Oberlandes- 
gerichte in Staatsschutz-Strafsachen bestehen triftige ! 
Gründe dafür, die Beschwerde gegen solche Ent- , 


Scheidungen der Oberlandesgerichte zuzulassen, die 
besonders nachhaltig in die Rechtssphäre der Be- 
troffenen eingreifen, den Abschluß des Verfahrens 
herbeiführen sollen oder aus anderen Gründen von 
erheblichem Gewicht sind. In derartigen Fällen 
kann das Rechtsschutzinteresse des Betroffenen, das 
öffentliche Interesse an einer Überprüfung eines 
Beschlusses im Einzelfall oder das allgemeine In- 
teresse an der Einheitlichkeit der Rechtsprechung 
die Zulässigkeit der Beschwerde auch gegen Ent- 
scheidungen der Oberlandesgerichte gebieten. 

Der Sonderausschuß hat über die Regierungsvor- 
lage hinaus in der Nummer 1 die Unterbringung 
zur Beobachtung nach §§ 81 StPO, 73 JGG aufge- 
nommen, da die Zulässigkeit der Beschwerde in 
diesen Fällen wegen des nachhaltigen Eingriffs in 
die Rechtssphäre des Betroffenen geboten ist. 

Eine von der Minderheit vorgeschlagene unein- 
geschränkte Zulässigkeit der Beschwerde gegen die 
von Oberlandesgerichten in Strafsachen im ersten 
Rechtszug getroffenen Entscheidungen erschien der 
Mehrheit nicht sachgemäß. Denn die schwerwiegen- 
den Entscheidungen sind bereits in dem Katalog 
der Nummern 1 bis 5 erfaßt. Die darüber hinaus- 
gehenden zahlreichen Entscheidungen von gerin- 
gerem Gewicht führen nur zu einer von der Sache 
her nicht gebotenen erheblichen Mehrbelastung des 
Bundesgerichtshofes, die sich nachteilig auf die zü- 
gige Bearbeitung gravierender Fälle auswirken 
kann. 

Zu Nummer 13 (§ 310 Abs. 1 StPO) 

Die Neufassung dient einer stärkeren Anglei- 
chung des für Staatsschutz-Strafsachen geltenden 
Prozeßrechts an das allgemeine Verfahrensrecht. Sie 
sieht in Anlehnung an die in § 304 Abs. 4 Satz 2 
Nr. 1 StPO für die Beschwerde getroffene Neurege- 
lung die weitere Beschwerde in Haft- und Unter- 
bringungssachen gegen Beschwerdeentscheidungen 
nach § 120 Abs. 3 GVG i. d. F. des Artikels 1 Nr. 4 
vor. Soweit die Oberlandesgerichte im Rahmen der 
Zuständigkeit nach § 120 Abs. 4 GVG tätig gewor- 
den sind, verbleibt es bei dem Ausschluß weiterer 
Beschwerdemöglichkeiten, weil diese gegen ent- 
sprechende oberlandesgerichtliche Entscheidungen 
in allgemeinen Strafsachen ebenfalls nicht gegeben 
sind. Durch die allgemeine Zulassung der weiteren 
Beschwerde gegen solche Entscheidungen des Ober- 
landesgerichts würde der Bundesgerichtshof zu stark 
belastet. 

Zu Nummer 14 (§ 333 StPO) 

Die Einfügung der Worte „sowie gegen die im 
ersten Rechtszug ergangenen Urteile der Oberlan- 
desgerichte" beruht auf der erweiterten revisions- 
richterlichen Zuständigkeit des Bundesgerichtshofes 
in den Staatsschutz-Strafsachen, in denen das Ober- 
landesgericht nach dem neu gefaßten § 120 GVG im 
ersten Rechtszug entschieden hat. 

Zu Nummer 15 (§ 354 Abs. 2 Satz 2 StPO) 

Der neue Satz 2 gibt dem BGH entsprechend der 
in Artikel 2 Nr. 11 für § 210 Abs. 3 Satz 2 StPO 
vorgeschlagenen Regelung die Befugnis, die Sache 
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im Revisionsverfahren an einen anderen Senat des 
nach § 120 GVG zuständigen Oberlandesgerichts zu 
verweisen. Eine Zurückverweisung an ein für Staats- 
schutz-Strafsachen in erster Instanz zuständiges 
Oberlandesgericht eines anderen Landes ist auch 
hier nicht vorgesehen. 

Zu Nummer 16 {§ 452 StPO) 

Die Vorschrift entspricht der Fassung des Regie- 
rungsentwurfs, wurde jedoch in ihrem Wortlaut 
berichtigt. Der abweichende Vorschlag des Bundes- 
rates beruht auf dessen grundsätzlicher Ablehnung 
des Instituts der Organleihe und dem andersartigen 
Fassungsvorschlag zu Artikel 96 Abs. 5 des Grund- 
gesetzes in V/4085. Wegen der Einzelheiten wird 
auf die einleitenden Bemerkungen des Ausführungs- 
gesetzentwurfs verwiesen. 

Die neugefaßte Bestimmung soll klarstellen, daß 
das Begnadigungsrecht des Bundespräsidenten ge- 
mäß Artikel 60 Abs. 2 des Grundgesetzes auch nach 
der Übertragung der erstinstanzlichen Zuständigkeit 
des Bundesgerichtshofes in Staatsschutz-Strafsachen 
auf die Länder im bisherigen Umfang erhalten 
bleibt. 

Zu Nummer 17 (§ 462 Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 StPO) 

Die Änderung berücksichtigt den Wegfall der bis- 
herigen erstinstanzlichen Zuständigkeit des Bundes- 
gerichtshofes in Staatsschutz-Strafsachen. 

Zu Nummer 18 (§§ 474, 474 a StPO) 

Die Streichung des § 474 StPO bewirkt, daß die 
bisher der Bundeskasse in erstinstanzlichen Staats- 
schutz-Strafsachen obliegende Kostenlast mit der 
Übertragung der Zuständigkeit auf die Länder über- 
geht. Der Sonderausschuß hat erwogen, statt der 
Streichung folgende Neufassung des § 474 vorzu- 
sehen: 

.§ 474 

In Sachen, in denen im ersten Rechtszug in Aus- 
übung von Gerichtsbarkeit des Bundes entschie- 
den worden ist, sind die von der Staatskasse zu 
tragenden Kosten der Bundeskasse aufzerlegen." 

Diese Fassung entspricht sachlich einem Vorschlag 
des Unterausschusses des Rechtsausschusses des 
Bundesrates, der im ersten Durchgang folgende 
Empfehlung an den Rechtsausschuß des Bundesrates 
beschlossen hat: 

Für den Fall, daß sich der Rechtsausschuß für die 
Fassung der Regierungsvorlage zu Artikel 96 
Abs. 5 des Grundgesetzes entscheiden sollte, wird 
empfohlen, die Nummer 18 wie folgt zu fassen: 

.,§ 474 

üben Gerichte der Länder Gerichtsbarkeit des 
Bundes aus, so sind die von der Staatskasse zu 
tragenden Kosten der Bundeskasse aufzuerlegen." 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zum 
Ausführungsgesetzentwurf nur deshalb gegen die 
in der Regierungsvorlage getroffene Kostenlast- 
regelung keine Einwendungen erhoben, weil er das 
Institut der Organleihe ablehnt und zu Artikel 96 
Abs. 5 des Grundgesetzes einen abweichenden Fas- 
sungsvorschlag unterbreitet hat. 


Der Sonderausschuß hat von einer entsprechen- 
den Neufassung des § 474 StPO abgesehen, weil die 
dadurch bedingten Folgeänderimgen einer Reihe 
von Vorschriften zu einer komplizierten Regelung 
führen würden, die von der Sache her nicht gebo- 
ten ist. Er hat sich vielmehr für den einfacheren 
I Weg in dem neu voigeschlagenen Artikel 3 ent- 
! schieden. Danach können die Länder vom Bund 
I Erstattung verlangen, soweit sie auf Grund von 
^ Strafverfahren, in denen die Oberlandesgerichte in 
j Ausübung von Gerichtsbarkeit des Bundes entschie- 
den haben, Vertahrenskosten und Auslagen von 
j Verfahrensbeteibgten zu tragen oder Entschädi- 
I gungen zu leisten haben. 

Zu Artikel 3 — Erstattung von Kosten 

Der neue Artikel 3 trägt einerseits dem Umstand 
Rechnung, daß die den Ländern übertragene Zustän- 
I digkeit materiell Gerichtsbarkeit des Bundes bleibt, 
für deren Ausübung die Gerichte der Länder im 
! Wege der Organleihe in Anspruch genommen wer- 
den. Er berücksichtigt andererseits, daß die Ober- 
landesgerichte bei derartigen Entscheidungen nicht 
als Gerichte des Bundes, sondern in vollem Um- 
i fange als Gerichte der Länder entscheiden. Es wäre 
unbillig, entsprechend einem Vorschlag der Minder- 
I heit im Sonderausschuß es bei der Streichung des 
i § 474 StPO durch Artikel 2 Nr. 18 zu belassen und 
I den Ländern die Kostenlast derartiger Verfahren 
aufzubürden, ohne ihnen einen Ausgleich zu gewäh- 
i ren. Artikel 3 sieht deshalb eine einfache und prak- 
I tikable Lösung dahin gehend vor, daß die Länder, 

' soweit die Oberlandesgerichte in Ausübung von 
j Gerichtsbarkeit des Bundes entschieden haben, Er- 
stattung der von ihnen zu leistenden Kosten, Aus- 
lagen und Entschädigungen verlangen können. Da- 
durch wird dem Anliegen des Unterausschusses des 
Rechtsausschusses des Bundesrates Rechnung getra- 
gen. 

Zu Artikel 4 — Weitere Änderungen • — 

Zu Nummer 1 

Diese Vorschrift ist gegenüber der Regierungs- 
vorlage neu. Buchstabe a paßt § 24 Abs. 1 Nr. 2 
GVG i. d. F. des Artikels 10 Nr. 1 des vom Deut- 
schen Bundestag inzwischen beschlossenen Ersten 
Gesetzes zur Reform des Strafrechts technisch an 
den Übergang der Zuständigkeit des Bundesgerichts- 
hofes auf Oberlandesgerichte an. 

Buchstabe b stellt sicher, daß auch Entscheidungen, 
die den Widerruf des Straferlasses sowie die Aus- 
setzung des Strafrestes und deren Widerruf betref- 
fen, mit dem Rechtsmittel der Beschwerde angefoch- 
ten werden können, da diese Entscheidungen in 
Bedeutung und Auswirkung den übrigen in § 304 
Abs. 4 Nr. 5 des Entwurfs genannten Entscheidungen 
gleichstehen. 

Zu Nummer 2 (§ 9 Satz 2 EGGVG) 

Diese Vorschrift entspricht der Regierungsvor- 
lage. Sie stellt klar, daß die oberlandesgerichtlichen 
Zuständigkeiten in Staatsschutz-Strafsachen durch 
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den Landesgesetzgeber auch einem Obersten Lan- 
desgericht zugewiesen werden können. 

Zu Nummer 3 (§ 102 Satz 2 JGG) 

Die Beseitigung der Unanfechtbarkeit der ober- 
landsgerichtlichen Entscheidungen in Staatsschutz- 
Strafsachen gilt auch für Jugendsachen. Nach § 59 
JGG ist gegen eine Entscheidung, die die Ausset- 
zung der Jugendstrafe anordnet oder ablehnt, sofor- 
tige Beschwerde zulässig; dies gilt auch für die An- 
fechtung eines Urteils lediglich wegen Nichtausset- 
zung der Strafe. Die vom Sonderausschuß neu in 
den Entwurf eingefügte Vorschrift des § 102 Satz 2 
JGG stellt — in Ergänzung der Bestimmung des 
§ 135 Abs. 2 GVG i. d. F. des Artikels 1 Nr. 6 des 
Entwurfs — klar, daß zur Entscheidung über solche 
Beschwerden der Bundesgerichtshof zuständig ist. 

Zu den Nummern 4 und 5 

Die Streichung der beiden Vorschriften des § 9 
des Untersuchungshaft-Entschädigungsgesetzes und 
des § 6 des Strafhaft-Entschädigungsgesetzes ent- 
spricht der Regierungsvorlage und schließt sich an 
die vom Ausschuß beschlossene Streichung des 
§ 474 StPO (vgl. Artikel 2 Nr. 18 des Entwurfs) an. 
Auch bezüglich der insoweit den Ländern erwach- 
senden Ausgaben, die dadurch entstehen, daß sie 
Entschädigungen nach diesen beiden Gesetzen zu 
leisten haben, können sie auf Grund der vom Aus- 
schuß neu in den Entwurf eingefügten Bestimmung 
des Artikels 3 Erstattung vom Bund verlangen. 

Die vom Sonderausschuß beschlossenen Ände- 
rungen der Regierungsvorlage sind lediglich redak- 
tioneller Natur. 

Zu Nummer 6 

Die Vorschrift entspricht der Regierungsvorlage; 
sie nimmt lediglidi eine technische Anpassung der 
genannten Bestimmung der Bundesgebührenord- 
nung für Rechtsanwälte vor. 

Zu Artikel 5 — Übergangsvorschriften 

Die Vorschrift entspricht Artikel 4 des Regie- 
rungsentwurfs mit einigen Änderungen in Absatz 6 
Satz 2 und 3. Ihr liegt die Erwägung zugrunde, die 
Vergünstigungen des neuen Instanzenzuges für 
einen möglichst weiten Kreis der beim Inkrafttre- 
ten des Gesetzes anhängigen Verfahren zu eröff- 
nen. 

Der mit Mehrheit angenommene Absatz 1 Satz 2 
sieht für den Fall, daß das Elauptverfahren beim 
Inkrafttreten des Gesetzes bereits begonnen hat, die 
Fortdauer der Zuständigkeit des Bundesgerichts- 
hofes vor. Die Neuregelung knüpft an frühere Rege- 


lungen an, in denen eine gerichtliche Zuständigkeit 
geändert wurde. Sie will vermeiden, daß eine beim 
Inkrafttreten des Gesetzes begonnene Hauptver- 
handlung unterbrochen wird und vor einem ande- 
ren Gericht neu durchgeführt werden muß. Dadurch 
könnte eine den Angeklagten zum Beispiel durch 
Verlängerung der Untersuchungshaft erheblich be- 
lastende Verzögerung des Verfahrens eintreten. 

Der vom Sonderausschuß in Absatz 3 neu einge- 
fügte Satz 3 berücksichtigt, daß es noch einer gewis- 
sen Zeit bedarf, bis die erforderlichen Ermittlungs- 
richter beim Bundesgerichtshof bestellt werden kön- 
nen. Die getroffene Ubergangsregelung beläßt es 
deshalb noch bis zum 31. März 1970 bei der bis- 
herigen Regelung. 

Die vom Regierungsentwurf abweichende Fassung 
des Absatzes 6 hat zum Inhalt, daß auch im Wieder- 
aufnahmeverfahren die neue Zuständigkeitsrege- 
lung Platz greift. Den Ausschußmitgliedern erschien 
bedenklich, daß auf Grund des Vorschlages des 
Regierungsentwurfs im Rahmen von Wiederauf- 
nahmeverfahren noch für längere Zeit Oberlandes- 
gerichte, die nicht im ersten Rechtszuge in Staats- 
schutz-Strafsachen tätig sind, mit Staatsschutzsachen 
befaßt werden müßten. 

Zu Artikel 6 — Land Berlin 

Die Vorschrift entspricht Artikel 5 der Regie- 
rungsvorlage. 

Zu Artikel 7 — Inkrafttreten 

Der Regierungsentwurf sah im entsprechenden 
Artikel 6 im Interesse eines alsbaldigen Wirksam- 
werden der rechtsstaatlichen Verbesserungen, die 
der Ausführungsgesetzentwurf zum Inhalt hat, ein 
kurzfristiges Inkrafttreten, nämlich am ersten Tage 
des auf die Verkündung folgenden Kalendermonats 
vor. Der Bundesrat hat die Bundesregierung gebe- 
ten, im weiteren Gesetzgebungsverfahren die Frage 
zu prüfen, ob nicht wegen der mit der Neuregelung 
zusammenhängenden Schwierigkeiten der Zeitpunkt 
des Inkrafttretens etwas weiter hinausgeschoben 
werden könnte. Die Bundesregierung hat in ihrer 
Stellungnahme zur Äußerung des Bundesrates eine 
entsprechende Prüfung zugesagt. Das Ergebnis der 
Prüfung ist der vom Sonderausschuß akzeptierte 
Vorschlag, ein Inkrafttreten am 1. Oktober 1969 vor- 
zusehen. Maßgebend hierfür ist, daß die neuen 
Regelungen so bald wie möglich in Kraft treten sol- 
len, daß es aber der Güte der Rechtspflege und der 
Rechtsstaatlichkeit nicht dient, wenn Gerichte in 
Eile zusammengestellt werden. 


Berlin, den 2. Juni 1969 


Der Sonderausschuß für die Strafrechtsreform 
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Bühler 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/4086 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen: 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Berlin, den 2. Juni 1969 

Der Sonderausschuß für die Strafrechtsreform 

Dr, h. c. Güde Bühler 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebraditen Entwurfs eines 
Gesetzes zur allgemeinen Einführung eines zweiten Rechtszuges 
in Staatsschutz-Strafsachen 

— Drucksache V/4086 — 

mit den Beschlüssen des Sonderausschusses 
für die Strafrechtsreform 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur allgemeinen Einführung eines zweiten 
Rechtszuges in Staatsschutz-Strafsachen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 24 werden ersetzt: 

♦ 

a) in Absatz 1 Nr. 2 die Worte „des Bundes- 
gerichtshofes nach § 134" durch die Worte 
„des Oberlandesgerichts nach § 120", 

b) in Absatz 1 Nr. 3 die Worte „des Bundes- 
gerichtshofes" durch die Worte „des Ober- 
landesgerichts". 


2. In § 74 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „des 
^ Bundesgerichtshofes" ersetzt durch die Worte 

„des Oberlandesgerichts". 

3. In § 74 a werden ersetzt: 

♦ 


Beschlüsse des Sonderausschusses 
für die Strafrechtsreform 


Entwurf eines Gesetzes 
zur allgemeinen Einführung eines zweiten 
Rechtszuges in Staatsschutz-Strafsachen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. unverändert 


la. § 61 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Sie werden durch das Präsidium auf die 
Dauer eines Geschäftsjahres bestellt." 

2. unverändert 


3. unverändert 
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a) in Absatz 1 die Worte „Eine Strafkammer 
des Landgerichts, in dessen Bezirk das Ober- 
landesgericht seinen Sitz hat, ist für den Be- 
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Beschlüsse des 
für die S t r 


zirk des Oberlandesgerichts" durch die Worte 
,,Bei den Landgerichten, in deren Bezirk ein 
Oberlandesgericht seinen Sitz hat, ist eine 
Strafkammer für den Bezirk dieses Ober- 
landesgerichts"; 

b) in Absatz 2 die Worte „Abgabe oder Über- 
weisung nach § 134 a Abs. 2 oder 3" durch 
die Worte „Abgabe nach § 142 a Abs. 4 oder 
durch Verweisung nach § 120 Abs. 2 Satz 2". 


4. § 120 erhält folgende Fassung: 4. unverändert 

♦ 

„§ 120 

(1) In Strafsachen sind die Oberlandes- 
gerichte, in deren Bezirk die Landesregierungen 
ihren Sitz haben, für das Gebiet des Landes 
zuständig für die Verhandlung und Entscheidung 
im ersten Rechtszug 

1. bei Friedensverrat in den Fällen des 
§ 80 des Strafgesetzbuches, 

2. bei Hochverrat (§§ 81 bis 83 des Straf- 
gesetzbuches), 

3. bei Landesverrat und Gefährdung der 
äußeren Sicherheit (§§ 94 bis 100 a des 
Strafgesetzbuches) sowie bei Straftaten 
nach § 30 c Abs. 2 des Patentgesetzes 
und nach § 3 a Abs. 2 des Gebrauchs- 
uiustergesetzes in Verbindung mit 
§ 30 c Abs. 2 des Patentgesetzes, 

4. bei einem Anschlag gegen ausländische 
Staatsmänner nach § 102 des Straf- 
gesetzbuches, 

5. bei einer Straftat gegen Verfassungs- 
organe in den Fällen der §§ 105, 106 
des Strafgesetzbuches, 

6. bei Nichterfüllung der Pflichten nach 
§ 138 des Strafgesetzbuches, wenn die 
Unterlassung eine Straftat betrifft, die 
zur Zuständigkeit der Oberlandes- 
gerichte gehört, und 

7. bei Völkermord (§ 220 a des Straf- 
gesetzbuches). 

(2) Diese Oberlandesgerichte sind ferner für 
die Verhandlung und Entscheidung im ersten 
Rechtszug zuständig bei den in § 74 a Abs. 1 
bezeichneten Straftaten, wenn der Generalbundes- 
anwalt wegen der besonderen Bedeutung des 
Falles nach § 74 a Abs. 2 die Verfolgung über- 
nimmt. Sie verweisen bei der Eröffnung des 
Hauptverfahrens die Sache an das Landgericht, 
wenn eine besondere Bedeutung des Falles 
(§ 74 a Abs. 2) nicht vorliegt. 

(3) In den Sachen, in denen diese Oberlandes- 
gerichte nach Absatz 1 oder 2 zuständig sind, 
treffen sie auch die in § 73 Abs. 1 bezeichneten 
Entscheidungen. Sie entscheiden ferner über die 
Beschwerde gegen Verfügungen der Ermittlungs- 
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Sonderausschusses 
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lichter der Oberlandesgerichte (§ 168 a Abs. 1 
Satz 1 der Strafprozeßordnung). 

(4) Diese Oberlandesgerichte entscheiden auch 
über die Beschwerde gegen Verfügungen und 
Entscheidungen des nach § 74 a zuständigen 
Gerichts. 

(5) Für den Gerichtsstand gelten die allge- 
meinen Vorschriften. Die beteiligten Länder 
können durch Vereinbarung die den Oberlandes- 
gerichten in den Absätzen 1 bis 4 zugewiesenen 
Aufgaben dem hiernach zuständigen Gericht 
eines Landes auch für das Gebiet eines anderen 
Landes übertragen. 

(6) Soweit nach § 142 a für die Verfolgung 
der Strafsachen die Zuständigkeit des Bundes 
begründet ist, üben diese Oberlandesgerichte 
Gerichtsbarkeit nach Artikel 96 Abs. 5 des 
Grundgesetzes aus." 


5. Die §§ 134 und 134 a werden gestrichen. 

♦ 

6. § 135 erhält folgende Fassung: 

.,§ 135 

(1) In Strafsachen ist der Bundesgerichtshof 
zuständig zur Verhandlung und Entscheidung 
über das Rechtsmittel der Revision gegen die 
Urteile der Oberlandesgerichte im ersten Rechts- 
zug sowie gegen die Urteile der Schwurgerichte 
und gegen die Urteile der großen Strafkammern 
im ersten Rechtszug, soweit nicht die Zuständig- 
keit der Oberlandesgerichte begründet ist. 

(2) Der Bundesgerichtshof entscheidet ferner 
über Beschwerden gegen Beschlüsse der Ober- 
landesgerichte in den in § 304 Abs. 4 Satz 2 und 
§ 310 Abs. 1 der Strafprozeßordnung bezeich- 
neten Fällen sowie über die Beschwerde gegen 
eine Verfügung des Ermittlungsrichters des 
Bundesgerichtshofes (§ 168 a Abs. 1 Satz 2 der 
Strafprozeßordnung) . " 

7. § 139 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Die Strafsenate entscheiden über Be- 
schwerden in der Besetzung von drei Mitgliedern 
einschließlich des Vorsitzenden. Dies gilt nicht 
für die Entscheidung über Beschwerden gegen 
Beschlüsse, durch welche die Eröffnung des 
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4a. § 130 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Der Bundesminister der Justiz wird er- 
mächtigtr Zivil- und Strafsenate auch außerhalb 
des Sitzes des Bundesgerichtshofes zu bilden und 
die Dienstsitze für Ermittlungsrichter des Bundes- 
gerichtshofes zu bestimmen." 

5. unverändert 


6. § 135 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 135 

(1) unverändert 


(2) Der Bundesgerichtshof entscheidet ferner 
über Beschwerden gegen Beschlüsse und Ver- 
fügungen der Oberlandesgerichte in den in § 304 
Abs. 4 Satz 2 und § 310 Abs. 1 der Strafprozeß- 
ordnung bezeichneten Fällen sowie über die Be- 
schwerde gegen eine Verfügung des Ermittlungs- 
richters des Bundesgerichtshofes (§ 168 a Abs. 1 
Satz 2 der Strafprozeßordnung)." 

7. unverändert 
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Hauptverfahrens abgelehnt, der Angeschuldigte 
außer Verfolgung gesetzt oder das Verfahren 
wegen eines Verfahrenshindernisses eingestellt 
wird." 


8. Nach § 142 wird folgende Vorschrift eingefügt; 

„§ 142 a 

(1) Der Generalbundesanwalt ist auch zu- 
ständig für die Verfolgung der zur Zuständigkeit 
der Oberlandesgerichte im ersten Rechtszug ge- 
hörenden Strafsachen (§ 120 Abs. 1 und 2). 


(2) Er gibt das Verfahren zur weiteren Ver- 
folgung an die Landesstaatsanwaltschaft ab, 


1. wenn es folgende Straftaten zum Ge- 
genstand hat: 

a) Verbrechen oder Vergehen nach 
den §§ 82, 83 Abs. 2, § 96 Abs. 2, 
§ 97 b in Verbindung mit § 96 Abs. 2, 
nach den §§ 98, 99 oder 102 des 
Strafgesetzbuches, 

b) Verbrechen oder Vergehen nach 
den §§ 105 oder 106 des Strafgesetz- 
buches, wenn die Tat sich gegen ein 
Organ eines Landes oder gegen ein 
Mitglied eines solchen Organs 
richtet, 

c) Vergehen nach § 138 des Straf- 
gesetzbuches in Verbindung mit 
einer der in Buchstabe a bezeich- 
neten Strafvorschriften oder 

d) Vergehen nach § 30 c Abs. 2 des 
Patentgesetzes oder § 3 a Abs. 2 des 
Gebrauchsmustergesetzes in Ver- 
bindung mit § 30 c Abs. 2 des 
Patentgesetzes; 

2. in Sachen von minderer Bedeutung. 

(3) Eine Abgabe an die Landesstaatsanwalt- 

scbaft unterbleibt, 

1. wenn die Tat die Interessen des Bun- 
des in besonderem Maße berührt oder 

2. wenn es im Interesse der Rechtseinheit 
geboten ist, daß der Generalbundes- 
anwalt die Tat verfolgt. 

(4) Der Generaibundesanwalt gibt eine Sache, 
die er nach § 74 a Abs. 2 übernommen hat, 
wieder an die Landesstaatsanwaltschaft ab, 
wenn eine besondere Bedeutung des Falles nicht 
mehr vorliegt." 
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8. Nach § 142 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

♦ 

„§ 142 a 

(1) Der Generalbundesanwalt übt in den zur 
Zuständigkeit von Oberlandesgerichten im ersten 
Rechtszug gehörenden Strafsachen (§ 120 Abs. 1 

und 2) das Amt der Staatsanwaltschaft auch bei 
diesen Gerichten aus. 

(2) Er gibt das Verfahren vor Einreichung 
einer Anklageschrift oder einer Antragsschrift 
(§ 440 der Strafprozeßordnung) an die Landes- 
staatsanwaltschaft ab, 

1. wenn es folgende Straftaten zum Ge- 
genstand hat: 

a) Verbrechen oder Vergehen nach 
den §§ 82, 83 Abs. 2, §§ 98, 99 oder 
102 des Strafgesetzbuches, 


b) unverändert 


c) unverändert 


d) unverändert 


2. unverändert 
(3) unverändert 


(4) unverändert 
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9. Dem § 166 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

♦ 

„(2) Dies gilt nicht für die Untersuchungs- 
richter der Oberlandesgerichte sowie für die Er- 
mittlungsrichter (§ 168 a der Strafprozeßord- 

nung)." 

Artikel 2 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeßordnung wird wie folgt geändert; 

1. § 121 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(4) In den Sachen, in denen eine Straf- 
kammer nach § 74 a des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes zuständig ist, entscheidet das nach 
§ 120 des Gerichtsverfassungsgesetzes zu- 

ständige Oberlandesgericht. In den Sachen, in 
denen ein Oberlandesgericht nach § 120 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes zuständig ist, tritt 
an dessen Stelle der Bundesgerichtshof." 

2. In § 122 Abs. 1 werden die Worte „der zuständige 
Richter des Amtsgerichts oder des Landgerichts" 
ersetzt durch die Worte „das zuständige Ge- 
richt". 


3. In § 140 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte „dem 

^ Bundesgerichtshof," gestrichen. 

4. Es werden ersetzt: 

♦ 

a) in § 153 b Abs. 4, § 153 c Abs. 1 und § 153 d 
Abs. 1: „§ 134" durch „§ 120", 

b) in § 153 d Abs. 1; die Worte „des Bundes- 
gerichtshofes" durch die Worte „des nach 
§ 120 des Gerichtsverfassungsgesetzes zu- 
ständigen Oberlandesgerichts", 

c) in § 153 d Abs. 2; die Worte „der Bundes- 
gerichtshof" durch die Worte „das nach 
§ 120 des Gerichtsverfassungsgesetzes zu- 
ständige Oberlandesgericht" . 

5. § 168 a erhält folgende Fassung: 

.§ 168 a 

(1) In Sachen, die nach § 120 des Gerichts- 
verfassungsgesetzes zur Zuständigkeit des Ober- 
landesgerichts im ersten Rechtszug gehören, 
können die im vorbereitenden Verfahren dem 


Beschlüsse des Sonderausschusses 
für die Strafrechtsreform 

9. unverändert 


Artikel 2 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeßordnung wird wie folgt geändert: 
1. unverändert 


2. § 122 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 werden die Worte „der zustän- 
dige Richter des Amtsgerichts oder des Land- 
gerichts" ersetzt durch die Worte „das zu- 
ständige Gericht" ; 

b) Als Absatz 7 wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt: 

„(7) Ist der Bundesgerichtshof zur Ent- 
scheidung zuständig, so tritt dieser an die 
Stelle des Oberlandesgerichts." 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. § 168 a erhält folgende Fassung: 

„§ 168 a 

(1) unverändert 
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Amtsrichter obliegenden Geschäfte auch durch 
Ermittlungsrichter dieses Oberlandesgerichts 
wahrgenommen werden. Führt der General- 
bundesanwalt die Ermittlungen, so sind an 
deren Stelle Ermittlungsrichter des Bundes- 
gerichtshofes zuständig. 

(2) Zum Ermittlungsrichter des Oberlandes- 
gerichts kann jedes Mitglied eines Oberlandes- 
gerichts, das in dem in § 120 des Gerichts- 
verfassungsgesetzes bezeichneten Gebiet seinen 
Sitz hat, bestellt werden. Zum Ermittlungs- 
richter des Bundesgerichtshofes kann jedes Mit- 
glied des Bundesgerichtshofes bestellt werden. 

(3) Die Ermittlungsrichter werden durch 
die Präsidenten der zuständigen Gerichte be- 
stellt. Diese regeln die Verteilung der Geschäfte 
für die Dauer eines Geschäftsjahres. 

(4) Der für eine Sache zuständige Ermitt- 
lungsrichter des Oberlandesgerichts kann Unter- 
suchungshandlungen auch dann anordnen, wenn 
sie nicht in seinem Bezirk vorzunehmen sind." 


6. ln § 172 Abs. 4 werden die Worte der 
Bundesgerichtshof entscheidet in den Sachen, 
die zu seiner Zuständigkeit im ersten Rechts- 
zug gehören" gestrichen. 


7. § 178 Abs. 1 Satz 1 und 2 erhält folgende 
Fassung: 

„Die Voruntersuchung findet in den Straf- 
sachen statt, die zur Zuständigkeit des Ober- 
landesgerichts im ersten Rechtszug oder des 
Schwurgerichts gehören. Dies gilt nicht, wenn 
der Beschuldigte durch einen Richter vernommen 
ist, der Tatbestand einfach liegt und die Vor- 
untersuchung nach dem Ermessen der Staats- 
anwaltschaft nicht erforderlich ist." 

8. § 186 erhält folgende Fassung: 

„§ 186 

(1) Bei dem nach § 120 des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes zuständigen Oberlandesgericht 
sind Untersuchungsrichter nach Bedürfnis zu 
bestellen. Der Präsident bestellt sie aus der 
Zahl der Mitglieder auf die Dauer eines Ge- 
schäftsjahres und regelt die Verteilung ihrer 
Geschäfte. 

(2) Zum Untersuchungsrichter oder zu dessen 
Vertreter für einen Teil seiner Geschäfte kann 
auch bestellt werden, wer sonst die Vorausset- 
zungen der Bestellung zum Ermittlungsrichter 
dieses Oberlandesgerichts erfüllt (§ 168 a Abs. 2 
Satz 1). 


Drucksache V/4269 

Beschlüsse des Sonderausschusses 
für die Strafrechtsreform 


(2) Zu Ermittlungsrichtern des Oberlandes- 
gerichts werden Mitglieder eines Oberlandes- 
gerichts, das in dem in § 120 des Gerichts- 
verfassungsgesetzes bezeichneten Gebiet seinen 
Sitz hat, bestellt. Zu Ermittlungsrichtern des 
Bundesgerichtshofes werden Mitglieder des Bun- 
desgerichtshofes bestellt. 

(3) Die Ermittlungsrichter werden durch 
die Präsidien der zuständigen Gerichte bestellt. 
Diese regeln die Verteilung der Geschäfte für 
die Dauer eines Geschäftsjahres. 

(4) Der für eine Sache zuständige Ermitt- 
lungsrichter des Oberlandesgerichts kann Unter- 
suchungshandlungen auch dann anordnen, wenn 
sie nicht im Bezirk dieses Gerichts vorzunehinen 
sind." 

6. § 172 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(4) Zur Entscheidung über den Antrag ist 
das Oberlandesgericht zuständig. § 120 des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes ist sinngemäß anzu- 
wenden." 

7. unverändert 


8. § 186 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 186 

(1) Bei dem nach § 120 des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes zuständigen Oberlandesgericht 
sind Untersuchungsrichter nach Bedürfnis zu 
bestellen. Das Präsidium bestellt sie aus der 
Zahl der Mitglieder auf die Dauer eines Ge- 
schäftsjahres und regelt die Verteilung ihrer 
Geschäfte. 

(2) Zum Untersuchungsrichter oder zu dessen 
Vertreter für einen Teil seiner Geschäfte kann 
auch jedes Mitglied eines anderen Oberlandes- 
gerichts, das in dem in § 120 des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes bezeichneten Gebiet seinen 
Sitz hat, bestellt werden. 
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(3) Der Untersuchungsrichter und sein Ver- (3) unverändert 

treter können die Amtsrichter um die Vornahme 
einzelner Untersuchungshandlungen ersuchen. 

§ 185 Satz 3 gilt entsprechend.'" 

9. § 198 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 9. unverändert 

„(1) Hat eine Voruntersuchung stattgefun- 
den, so entscheidet in den zur Zuständigkeit 
der Oberlandesgerichte im ersten Rechtszug 
gehörenden Sachen das Oberlandesgericht, 
sonst das Landgericht darüber, ob das Haupt- 
verfahren zu eröffnen oder der Angeschuldigte 
außer Verfolgung zu setzen oder das Verfahren 
vorläufig einzustellen ist," 

10. In § 209 Abs. 1 wird das Wort „Bundesgerichts- 10. unverändert 
hof" durch das Wort „Oberlandesgericht" er- 
setzt. 


11. Dem § 210 Abs. 3 wird folgender Satz 2 an- 11. unverändert 
gefügt; 

„In Verfahren, in denen ein Oberlandesgericht 
im ersten Rechtszug entschieden hat, kann der 
Bundesgerichtshof bestimmen, daß die Haupt- 
verhandlung vor einem anderen Senat dieses 
Gerichts stattzufinden hat." 


12. § 304 Abs. 4 erhält folgende Fassung; 12. § 304 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(4) Gegen Beschlüsse und Verfügungen des „(4) Gegen Beschlüsse und Verfügungen des 

Bundesgerichtshofes ist keine Beschwerde zu- Bundesgerichtshofes ist keine Beschwerde zu- 
lässig. Dasselbe gilt für Beschlüsse und Ver- lässig. Dasselbe gilt für Beschlüsse und Ver- 
fügungen der Oberlandesgerichte; in Sachen, in fügungen der Oberlandesgerichte; in Sachen, in 

denen die Oberlandesgerichte im ersten Rechts- denen die Oberlandesgerichte im ersten Rechts- 
zug zuständig sind, ist jedoch die Beschwerde zug zuständig sind, ist jedoch die Beschwerde 

zulässig gegen Beschlüsse und Verfügungen, zulässig gegen Beschlüsse und Verfügungen, 

welche welche 

1. die Verhaftung, einstweilige Unter- 
bringung, Beschlagnahme oder Durch- 
suchung betreffen, 

2. die Eröffnung des Hauptverfahrens 
ablehnen, den Angeschuldigten außer 
Verfolgung setzen oder das Ver- 
fahren wegen eines Verfahrenshinder- 
nisses einstellen, 

3. die Verweisung an ein Gericht nie- 3. unverändert 

derer Ordnung aussprechen, 

4. die Akteneinsicht betreffen oder 4. unverändert 

5. den Widerruf der Strafaussetzung 5. unverändert 

(§ 453 Abs. 3 Satz 3), die bedingte 
Entlassung und deren Widerruf (§ 454 
Abs. 2, 3), die Wiederaufnahme des 
Verfahrens (§ 372 Satz 1) oder die Ein- 
ziehung nach den §§ 440, 441 Abs. 2, 

§ 442 betreffen." 


1. die Verhaftung, einstweilige Unter- 
bringung, Unterbringung zur Beobach- 
tung, Beschlagnahme oder Durch- 
suchung betreffen, 

2. unverändert 
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13. § 310 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Beschlüsse, die von dem Landgericht 
oder von dem nach § 120 Abs. 3 des Gerichts- 
verfassungsgesetzes zuständigen Oberlandes- 
gericht auf die Beschwerde hin erlassen worden 
sind, können, sofern sie Verhaftungen oder die 
einstweilige Unterbringung betreffen, durch 
weitere Beschwerde angefochten werden." 

14. § 333 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 333 

Gegen die Urteile der Strafkammern und der 
Schwurgerichte sowie gegen die im ersten 
Rechtszug ergangenen Urteile der Oberlandes- 
gerichte ist Revision zulässig." 


Drucksache V/4269 

Beschlüsse des S o n d e r a u s s (j h u s s (? s 
1 ü r die Strafrechtsreform 

13. unverändert 


14. unverändert 


15. Dem § 354 Abs. 2 wird folgender Satz 2 an- 15. unverändert 
♦ gefügt: 

„In Verfahren, in denen ein Oberlandesgericht 
im ersten Rechtszug entschieden hat, ist die 
Sache an einen anderen Senat dieses Gerichts 
zurückzuverweisen. " 


16. § 452 erhält folgende Fassung: 

»§ 452 

In Verfahren, in denen ein Oberlandesgericht 
Ausübung der Gerichtsbarkeit des Bundes ent- 
schieden worden ist, steht das Begnadigungs- 
recht dem Bund zu. In allen anderen Sachen 
steht es den Ländern zu." 

17. § 462 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 3 Satz 2 zweiter Halbsatz erhält 
folgende Fassung: 

„war eines der Strafurteile von einem 
Oberlandesgericht im ersten Rechtszug er- 
lassen, so setzt dieses die Gesamtstrafe fest." 

b) In Absatz 4 werden die Worte „dem Bundes- 
gerichtshof oder" gestrichen. 

18. § 474 wird gestrichen; § 474 a wird § 474. 

♦ 


16. § 452 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 452 

In Sachen, in denen im ersten Rechtszug in 

Ausübung von Gerichtsbarkeit des Bundes ent- 
schieden worden ist, steht das Begnadigungs- 
recht dem Bund zu. In allen anderen Sachen 
steht es den Ländern zu." 

17. unverändert 


18. unverändert 


Artikel 3 
Erstattung von Kosten 

Soweit die Länder auf Grund von Strafverfahren, 
in denen die Oberlandesgerichte in Ausübung von 
Gerichtsbarkeit des Bundes entscheiden, Verfahrens- 
kosten und Auslagen von Verfahrensbeteiligten zu 
tragen oder Entschädigungen zu leisten haben, kön- 
nen sie vom Bund Erstattung verlangen. 
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Entwurf 


Artikel 3 

Änderung anderer Gesetze 


L Dem § 9 des Einführungsgesetzes zum Gerichts- 
^ Verfassungsgesetz wird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Dem Obersten Landesgericht können auch die 
zur Zuständigkeit eines Oberlandesgerichts nach 
§ 120 des Gerichtsverfassungsgesetzes gehören- 
den En' :cheidungen zugewiesen werden." 


2. § 9 des Gesetzes, betreffend die Entschädigung 
für unschuldig erlittene Untersuchungshaft vom 
14. Juli 1904 (Reichsgesetzbl. S. 321), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz Nr. 34 des Kontrollrats 
vom 20. August 1946 (Amtsblatt des Kontrollrats 
in Deutschland S. 172), wird gestrichen. 

3. § 6 des Gesetzes, betreffend die Entschädigung 
der im Wiederaufnahmeverfahren freigesproche- 
nen Personen vom 20. Mai 1898 (Reichsgesetzbl. 
S. 345), zuletzt geändert durch das Gesetz Nr. 34 
des Kontrollrats vom 20. August 1946 (Amtsblatt 
des Kontrollrats in Deutschland S. 172), wird ge- 
strichen. 

4. In § 83 Abs. 1 Nr. 1 der Bundesgebührenordnung 
^ für Rechtsanwälte vom 26. Juli 1957 (Bundes- 

gesetzbl. I S. 907), zuletzt geändert durch das 


Beschlüsse des Sonderausschusses 
für die Strafrechtsreform 

Artikel 4 

Weitere Änderungen 

1. a) ln § 24 Abs. 1 Nr. 2 des Gerichtsverfassungs- 
^ gesetzes in der Fassung des Erstens Gesetzes 

zur Reform des Strafrechts werden mit dessen 
Inkrafttreten die Worte „des Bundesgerichts- 
hofes nach § 134" durch die Worte „des Ober- 
landesgerichts nach § 120" ersetzt. 

b) § 304 Abs. 4 Nr. 5 der Strafprozeßordnung 
erhält mit Inkrafttreten des Artikels 9 Nr. 20 
und 22 des Erstens Gesetzes zur Reform des 
Strafrechts folgende Fassung: 

„5. den Widerruf der Strafaussetzung und 
den Widerruf des Straferlasses (§ 453 
Abs. 3 Satz 3), die Aussetzung des Straf- 
restes und deren Widerruf (§ 454 Abs. 2, 
3), die Wiederaufnahme des Verfahrens 
(§ 372 Satz 1) oder die Einziehung nach 
den §§ 440, 441 Abs. 2, § 442 betreffen." 

2. unverändert 


3. In § 102 des Jugendgerichtsgesetzes wird folgen- 
^ der Satz 2 eingefügt: 

„In den zur Zuständigkeit von Oberlandesgerich- 
ten im ersten Rechtszug gehörenden Strafsachen 
(§ 120 Abs. 1 und 2 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes) entscheidet der Bundesgerichtshof auch 
über Beschwerden gegen Entscheidungen dieser 
Oberlandesgerichte, durch welche die Ausset- 
zung der Jugendstrafe zur Bewährung angeord- 
net oder abgelehnt wird (§ 59 Abs. 1)." 

4. § 9 des Gesetzes, betreffend die Entschädigung 
^ für unschuldig erlittene Untersuchungshaft vom 

14. Juli 1904 (Reichsgesetzbl. S. 321) wird gestri- 
chen. 


5. § 6 des Gesetzes, betreffend die Entschädigung 
^ der im Wiederaufnahmeverfahren freigesproche- 
nen Personen vom 20. Mai 1898 (Reichsgesetzbl. 

S. 345) wird gestrichen. 


6. unverändert 
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Entwurf 


Einführungsgesetz zum Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 503), werden die Worte „dem Bundesgerichts- 
hof," gestrichen. 

Artikel 4 

Übergangsvorschriften 

(1) Ist bei Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
öffentliche Klage bei dem Bundesgerichtshof er- 
hoben, so verweist dieser die Sache an das nunmehr 
zuständige Gericht. Hat jedoch die Hauptverhand- 
lung bereits begonnen, so verbleibt' es bei der bis- 
herigen Zuständigkeit des Bundesgerichtshofes. 

(2) Ist die öffentliche Klage bei einem Ober- 
landesgericht oder einer Strafkammer erhoben, so 
verbleibt es bei deren bisheriger Zuständigkeit. 

(3) Nach Eröffnung der gerichtlichen Vorunter- 
suchung verbleibt es bei der Zuständigkeit des Un- 
tersuchungsrichters sowie bei der Zuständigkeit für 
die Entscheidung über Beschwerden gegen Verfü- 
gungen des Untersuchungsrichters. Nach Schluß der 
Voruntersuchung bestimmt sich die gerichtliche Zu- 
ständigkeit nach den Vorschriften dieses Gesetzes. 


(4) Für die Zulässigkeit von Rechtsmitteln sind 
die Vorschriften dieses Gesetzes vom Zeitpunkt 
seines Inkrafttretens an anzuwenden. 

(5) Für bereits eingelegte Beschwerden verbleibt 
es bei der bisherigen Zuständigkeit. 

(6) Für die nach Rechtskraft eines Urteils not- 
wendig werdenden gerichtlichen Entscheidungen 
verbleibt es bei der bisherigen Zuständigkeit. Auch 
für Wiederaufnahmeverfahren bleibt diese Zu- 
ständigkeit bestehen. Richtet sich ein Wieder- 
aufnahmeverfahren gegen ein im ersten Rechtszug 
ergangenes Urteil des Bundesgerichtshofes, so ent- 
scheidet das Gericht, das nach den Vorschriften die- 
ses Gesetzes für eine Verhandlung und Entscheidung 
im ersten Rechtszug zuständig wäre. Ist der Antrag 
auf Wiederaufnahme des Verfahrens bei dem 
Bundesgerichtshof bereits gestellt, so ist Absatz 1 
entsprechend anzuwenden. 

Artikel 5 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Absatz 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 


Beschlüsse des Sonderausschusses 
für die Strafrechtsreform 


Artikel 5 

Übergangsvorschriften 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Nach Eröffnung der gerichtlichen Vorunter- 
suchung verbleibt es bei der Zuständigkeit des Un- 
tersuchungsrichters sowie bei der Zuständigkeit für 
die Entscheidung über Beschwerden gegen Verfü- 
gungen des Untersuchungsrichters. Nach Schluß der 
Voruntersuchung bestimmt sich die gerichtliche Zu- 
ständigkeit nach den Vorschriften dieses Gesetzes. 
Bis zum 31. März 1970 verbleibt es für die Ermitt- 
lungsrichter des Bundesgerichtshofes bei der durch 
§ 168 a Abs. 2 der Strafprozeßordnung getroffenen 
bisherigen Regelung. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 

(6) Für die nach Rechtskraft eines Urteils not- 
wendig werdenden gerichtlichen Entscheidungen 
verbleibt es bei der bisherigen Zuständigkeit. Im 
Wiederaufnahmeverfahren entscheidet das Gericht, 
das nach den Vorschriften dieses Gesetzes für die 
Verhandlung und Entscheidung im ersten Rechtszug 
zuständig wäre. Ist der Antrag bereits gestellt, so 
ist Absatz 1 entsprechend anzuwenden. 


Artikel 6 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Absatz 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1969 in Kraft. 
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